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Ein Rat für 2017: Den „Experten“ misstrauen! 

Von Ernst Wolff 

02.01.2017 

Wohl kaum jemand sieht der Zukunft zu Jahresbeginn 2017 mit ungetrübtem Optimismus 
entgegen. Zu recht, denn die Zeichen der Zeit stehen auf Sturm. Doch gerade schwierige 
Großwetterlagen erfordern einen klaren Kopf und präzise Orientierung. 

Beides aber ist schwer zu erlangen, wenn man ständig dem Trommelfeuer der etablierten 
Mainstream-Medien ausgesetzt ist. Dort werden Halbwahrheiten mit Unwahrheiten 
gemischt, tatsächliche Sachverhalte verdreht, Ängste geschürt und Vorurteile bedient.  

Wer auf diese Weise unter einer Flut von Informationen erstickt,  wendet sich deshalb gern 
„Experten“ zu, die ihm im Labyrinth unserer Gesellschaft den Weg weisen sollen. Eine ganze 
Heerschar solcher Politik- und Wirtschafts-„Experten“ war in den vergangenen Wochen 
aktiv, um uns allen die Weltlage zum Jahreswechsel und die Aussichten für 2017 zu 
erklären. 

Das Problem: Die vermeintlich fundierten Analysen dieser „Experten“ lenken genauso wie 
die übliche Berichterstattung  von den wahren Schuldigen an den derzeitigen Problemen – 
Spekulanten, Bankern und den ihnen hörigen Politikern – ab, erzeugen Panik, wo diese 
vollkommen unangebracht ist, und verharmlosen, wo dringende Aufmerksamkeit geboten 
wäre.  

Hier ein Beispiel dafür, wie wir alle durch derartige Analysen fehlinformiert werden und 
Gefahr laufen, wirkliche Bedrohungen nicht wahrzunehmen oder zu unterschätzen: 

Der Fall Monte dei Paschi 

Es gibt kaum einen Wirtschafts- oder Finanz-„Experten“, der sich in den vergangenen 
Wochen nicht mit der Frage beschäftigt hat, ob die älteste italienische Bank Monte del 
Paschi di Siena denn nun gerettet werde, ob ihre Rettung durch den italienischen Staat oder 
die EU erfolgen und ob die EZB grünes Licht dafür geben werde. Dabei wurde immer wieder 
betont, wie gefährlich ein „Fallenlassen“ des Institutes durch die Verantwortlichen wäre. 

Jede der gestellten Frage hätte von vornherein uneingeschränkt mit „ja“ beantwortet 
werden können. Die Monte dei Paschi kann nämlich unter keinen Umständen fallen 
gelassen werden, weil sie sonst den allseits bekannten Domino-Effekt auslösen und das 
gesamte globale Finanzsystem gefährden würde. Die italienische Regierung kann also gar 
nicht anders als ihren Teil dazu beizutragen und EU und EZB können ebenfalls nicht anders 
als einer Rettung zuzustimmen.  

Ebenso wie die politischen Scheingefechte zwischen Rom, Brüssel und Berlin haben 
sämtliche „Experten“-Analysen um die Monte dei Paschi die Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit auf Fragen gerichtet, die im Grunde gar keine waren. Damit aber haben sie 
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von einem Problem abgelenkt, das im Hintergrund lauert, immer größere Ausmaße 
annimmt und für uns alle zu einer ständig zunehmenden Gefahr wird: Die Reaktion der 
Finanzindustrie auf den unvermeidlichen Zerfall der EU. 

Bail-out statt Bail-in  

Nach der Krise von 2008, in der die Banken durch ein Bail-out (also mit Hilfe von 
Steuergeldern) gerettet wurden, hat die EU die Bail-in-Regelung eingeführt. Sie gilt seit dem 
1. Januar 2016 in allen EU-Ländern und besagt, dass im Fall des drohenden 
Zusammenbruchs einer Bank zunächst Anleger, Aktionäre und Sparer zur Kasse gebeten 
werden müssen und dass erst danach der Steuerzahler belastet werden darf.  

Diese Regelung ist bereits 2013 auf Zypern und Ende 2015 bei vier italienischen Banken in 
der Toskana angewandt worden. Im letzten Fall hat sie, da sehr viele Mittelständler als 
Anleger betroffen waren, eine Welle des Protestes ausgelöst. Da bei der Monte dei Paschi 
mehr als 150.000 private Anleger betroffen wären, hat sich die italienische Regierung aus 
Angst vor Protesten und deren politischen Folgen strikt geweigert, das Bail-in anzuwenden.  

Zwar hat die EZB (vor allem auf deutschen Druck hin) versucht, die Regierung in Rom 
umzustimmen – jedoch ohne Erfolg. Das hat dazu geführt, dass Italien nun mit dem 
Einverständnis der EU und der EZB soeben eingeführtes geltendes Recht außer Kraft setzt, 
um die Monte dei Paschi mittels eines Bail-outs über Wasser zu halten.  

Diese – vorübergehend wirksame – Rettungsmaßnahme wird von den „Experten“ derzeit 
als „Sieg der Vernunft“ gefeiert und dem breiten Publikum als „Lösung der italienischen 
Probleme“ präsentiert. Das aber ist nicht nur falsch, sondern hindert diejenigen, die es für 
bare Münze nehmen, daran, Vorkehrungen für eine kommende Krise zu ergreifen, deren 
Ausmaß gar nicht abzuschätzen ist. 

Die tatsächliche Alternative heißt: Bankenrettung oder Volksaufstand 

Tatsächlich weigert sich die vor unseren Augen zerfallende EU, die von ihr selbst geforderte 
Regelung des Bail-in im Fall der Monte dei Paschi zu erzwingen, weil sie fürchtet, dass die 
Enteignung von Anteilseignern, Aktionären und Sparern im Extremfall einen Volksaufstand 
auslösen, zumindest aber zu einem für das Bankensystem höchst gefährlichen Banken-Run 
führen könnte. 

Damit aber nimmt die Eurokrise eine völlig neue Qualität an. Noch im vergangenen Jahr hat 
die EU nämlich alle Hebel in Bewegung gesetzt, um eine weitere Bankenrettung mit 
Steuergeldern, also ein Bail-out, zu verhindern. Zu diesem Zweck hat sie 2015 sechs 
Mitgliedsländer verklagt und gezwungen, die Bail-in-Regelung umgehend zu geltendem 
Recht zu erklären. Dass sie dieses nun bei der Monte dei Paschi nicht juristisch erzwingt, 
zeigt, dass die EU derzeit keinen anderen Ausweg mehr sieht, als vor möglichen Protesten 
zurückzuweichen und auf ein Bail-out zurückzugreifen. 

Das aber wird für die arbeitenden Menschen in Italien und ganz Europa drastische Folgen 
haben. Die Regierung in Rom wird mit allen Mitteln versuchen, die für die Bankenrettung 
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ausgegebenen Gelder an anderer Stelle einzusparen, d.h. sie wird Kürzungen im 
Sozialbereich vornehmen, Steuern erhöhen, den Niedriglohnsektor ausweiten, das 
Arbeitsrecht weiter aufweichen und möglicherweise den Mindestlohn senken.  

All diese Maßnahmen werden die ohnehin tiefe soziale Krise im Land weiter verschärfen. 
Gleichzeitig wird sich die Lage im Bankensektor durch die Rettung der Monte dei Paschi 
keinesfalls grundlegend verbessern. Die Probleme sind nur aufgeschoben und werden in 
absehbarer Zeit in noch schärferer Form erneut auftreten. Das bedeutet: Beim Eintritt der 
nächsten Krise wird das Potenzial für eine soziale Explosion noch größer sein als zurzeit. 

Der Weg führt letztendlich in den Finanz-Faschismus 

Für den Rest Europas hat die Rettung der Monte dei Paschi ebenfalls erhebliche 
Auswirkungen: Die erneute Belastung von Steuerzahlern wird politisch zu weiteren 
Verwerfungen und zu einer weiteren Zersetzung der EU führen, da die Mehrheit der EU-
Bürger derartige Zahlungen – wie die Abstimmung zum Brexit eindrucksvoll gezeigt hat - 
ablehnt.  

Zum anderen wird durch die Rettung der Monte dei Paschi ein Präzedenzfall geschaffen, der 
es so gut wie unmöglich machen wird, irgendwo in Europa noch einmal die Bail-in-
Regelung anzuwenden. Das heißt: Es wird bei zukünftigen Bankenproblemen weitere Bail-
outs geben – mit der Folge, dass weiteres Geld gedruckt, der Euro noch stärker entwertet 
und die Blasen an den Anleihen-, Aktien- und Immobilienmärkten noch weiter aufgebläht 
werden.  

Da auch die Finanzindustrie weiß, dass am Ende dieses Weges nur noch die Alternative 
Crash oder Hyperinflation steht, wird sie die Politik und die EZB irgendwann ultimativ dazu 
auffordern, das Ruder herumzureißen und zu diesem Zweck auf das Bail-in 
zurückzugreifen. Das aber wird dann nur unter Anwendung von Gewalt gegen die Bürger 
möglich sein – der Grund, warum Polizei und Militär derzeit überall (unter dem Vorwand 
der Terrorismus-Bekämpfung) aufgerüstet werden.  

Sollte aber auch der Einsatz von Polizei und Militär nicht ausreichen, bleibt der 
Finanzindustrie nur noch eine Möglichkeit: Dann wird sie auf die Abschaffung des letzten 
Rests an verbleibender Demokratie setzen und die Karte des Faschismus ziehen. (Die 
Unterstützung Donald Trumps in den US-Wahlen durch die Wall Street ist ein erster Schritt 
in diese Richtung und nimmt die Entwicklung in Europa vorweg.) 

Die vermeintlichen „Experten“ erzählen uns von alledem – nichts. Statt uns zu warnen, 
verschleiern und vernebeln sie eine höchst gefährliche Entwicklung, die sich mit 
unerbittlicher Konsequenz vor unseren Augen entfaltet, und lenken unsere 
Aufmerksamkeit auf unbedeutende Nebenschauplätze.  

Das aber bedeutet: „Experten“ zu vertrauen, heißt, nicht in der Lage zu sein, die 
tatsächlichen tiefgreifenden Triebkräfte der Veränderung in unserer Gesellschaft zu 
erkennen und unvorbereitet in eine Zukunft zu gehen, die von verschärfter Austerität, 
zunehmender Geldentwertung, einer Aufrüstung des staatlichen Gewaltapparates und einer 
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weiteren Einschränkung demokratischer Rechte geprägt sein wird. Ganz zu schweigen von 
den daraus resultierenden immer heftigeren internationalen Verteilungskämpfen und einer 
damit einhergehenden kontinuierlich zunehmenden Kriegsgefahr. 
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